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3. Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend Befreiungen von Verbrauch-
Steuern (Verbrauchsteuerbefreiungsverordnung)

Auf Grund
1. des § 4 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 630/1994,
2. des § 4 Abs. 2 des Biersteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 701/1994,
3. des § 4 Abs. 2 des Schaumweinsteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 702/1994,
4. des § 4 Abs. 4 des Alkohol — Steuer und Monopolgesetzes 1995, BGBl. Nr. 703/1994, und
5. des § 6 Abs. 3 des Tabaksteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 704/1994,

wird verordnet:

§ 1. (1) Verbrauchsteuerpflichtige Waren, die aus einem Drittland in das Steuergebiet im Sinne der
Verbrauchsteuergesetze eingeführt werden, sind, soweit in den §§ 2 bis 5 nicht anderes bestimmt ist,
von den Verbrauchsteuern befreit, wenn sie bei einer Einfuhr in das Zollgebiet der Gemeinschaft nach

1. der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das gemeinschaftliche
System der Zollbefreiungen, ABl. EG Nr. L 105 S. l, und den zu ihrer Durchführung erlasse-
nen Rechtsvorschriften,

2. der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 302 S. l, und den zu ihrer Durchführung erlassenen
Rechtsvorschriften,

3. dem Zollrechts-Durchführungsgesetz, BGBl. Nr. 659/1994,
zollfrei sind.

(2) Soweit in den §§ 4 und 5 dieser Verordnung nicht anderes bestimmt ist, treten für die Befreiung
von den Verbrauchsteuern an die Stelle des Zollgebietes der Gemeinschaft das Steuergebiet im Sinne
der Verbrauchsteuergesetze, an die Stelle eines Drittlandes jedes Land, auf das die Richtlinie 92/12/
EWG des Rates vom 25. Februar 1992 über das allgemeine System, den Besitz, die Beförderung und
die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger Waren, ABl. EG Nr. L 76 S. l, keine Anwendung findet.

§ 2. (1) Bei der Einfuhr von Warenmustern oder -proben gemäß Artikel 91 der in § l Abs. l Z l
genannten Verordnung sind von der Verbrauchsteuerbefreiung ausgeschlossen:

1. Waren der Position 2207 und der Unterpositionen 2208 90 91 und 2208 90 99 der Kombinierten
Nomenklatur,

2. Tabakwaren gemäß § 2 des Tabaksteuergesetzes 1995.

(2) Für die nachstehend genannten Waren ist die Verbrauchsteuerbefreiung für Warenmuster
oder -proben mengenmäßig wie folgt beschränkt:
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1. für Getränke der Unterpositionen 2204 2190,2204 29 90,220510 90 und 2205 90 90 der Kombi-
nierten Nomenklatur sowie alkoholische Zubereitungen und Getränke der Unterpositionen
220810 00 bis 2208 90 79 der Kombinierten Nomenklatur auf solche in Behältnissen mit einem
Rauminhalt bis zu 0,11; die Gesamtmenge darf 11 nicht übersteigen. Verschlußbrennereien, die
Weindestillat aus Brennwein herstellen, dürfen jedoch Brennwein bis zu einer Menge von 21
verbrauchsteuerfrei einführen;

2. für nicht von Z l erfaßte Getränke der Positionen 2204 und 2205 sowie der Position 2206 der
Kombinierten Nomenklatur auf solche in Behältnissen mit einem Rauminhalt bis zu 0,51;

3. für Mineralöl auf Mengen bis zu insgesamt 101.
§ 3. Bei der Einfuhr von Waren zu Prüfungs-, Analyse- oder Versuchszwecken gemäß Artikel 100

bis 106 der in § l Abs. l Z l genannten Verordnung ist Mineralöl von der Verbrauchsteuerbefreiung
ausgenommen.

§ 4. Die Befreiung von den Verbrauchsteuern für Rückwaren gemäß Artikel 185 bis 187 der im § l
Abs. l Z 2 genannten Verordnung ist ausgeschlossen, wenn diese Waren unter Befreiung, Erstattung
oder Vergütung der Verbrauchsteuern aus dem Zollgebiet ausgeführt worden waren. Unbeschadet
des ersten Satzes wird die Verbrauchsteuerbefreiung auch für Waren gewährt, die in Artikel 185
Abs. 2 lit. b der genannten Verordnung angeführt sind.

§5. Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren im Rahmen eines passiven Veredelungsverkehrs
gemäß Artikel 145 bis 160 der im § l Abs. l Z 2 genannten Verordnung in den zollrechtlich freien Ver-
kehr übergeführt, bleiben diese nur verbrauchsteuerfrei, wenn sie ohne eine Befreiung, Erstattung oder
Vergütung der Verbrauchsteuern aus dem Zollgebiet ausgeführt worden waren. Waren, die in einem
Drittland so verändert wurden, daß sich dadurch eine Verbrauchsteuerbelastung oder eine höhere Ver-
brauchsteuerbelastung ergeben würde, sind von der Verbrauchsteuerbefreiung ausgenommen.

§ 6. Verbrauchsteuerpflichtige Waren, die aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union in das
Steuergebiet eingebracht werden, sind von den Verbrauchsteuern befreit, wenn die Einfuhr dieser
Waren nach §§ l bis 3 steuerfrei wäre.

§ 7. (1) Verbrauchsteuerpflichtige Waren, die im Luftverkehr an Reisende während einer Beför-
derung, die im Steuergebiet beginnt und in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
endet, abgegeben werden sollen, sind in dem Umfang von den Verbrauchsteuern befreit, in dem im
Reiseverkehr die Einfuhr solcher Waren aus einem Drittland verbrauchsteuerfrei wäre. Verbrauch-
steuerpflichtige Waren, die im Luftverkehr an Reisende während einer Beförderung, die im Steuerge-
biet beginnt und in einem Drittland endet, abgegeben werden sollen, sind von den Verbrauchsteuern
befreit, sofern sichergestellt ist, daß die Waren unmittelbar in das Drittland ausgeführt werden. Die
Steuerbefreiung gilt auch für Waren, die von Verkaufsstellen abgegeben und im persönlichen Gepäck
von Reisenden mitgeführt werden, die sich im Luftverkehr in einen anderen Mitgliedstaat oder ein
Drittland begeben. Das Vorliegen der Voraussetzungen muß vom Unternehmen, das die Waren an
die Reisenden abgibt, nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden.

(2) Verkaufsstellen im Sinne des Abs. l sind auf Flughäfen gelegene Geschäfte, deren Inhabern
vom Hauptzollamt, in dessen Bereich sich das jeweilige Verkaufslokal befindet, die steuerfreie Abga-
be von verbrauchsteuerpflichtigen Waren bewilligt wurde. Die Bewilligung ist nur Betriebsinhabern zu
erteilen, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und
gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Bewilligte Verkaufsstellen gelten
beim Bezug verbrauchsteuerpflichtiger Waren als Steuerlager. Für Geschäfte, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung zum steuerfreien Verkauf berechtigt sind, gilt die Bewilligung für
die Dauer von sechs Monaten erteilt.

(3) Verbrauchsteuerpflichtige Waren, die von Bordverkaufsstellen auf Donauschiffen zwischen
der Grenze zur Bundesrepublik Deutschland und der ersten Anlegestelle im Steuergebiet abgegeben
werden sollen, sind in dem Umfang von den Verbrauchsteuern befreit, in dem im Reiseverkehr die
Einfuhr solcher Waren aus einem Drittland verbrauchsteuerfrei wäre. Das Vorliegen der Vorausset-
zungen muß vom Unternehmen, das die Waren an die Reisenden abgibt, nachgewiesen oder glaubhaft
gemacht werden. Bordverkaufsstellen sind auf Schiffen gelegene Geschäfte, deren Inhabern vom
Hauptzollamt Linz die steuerfreie Abgabe von verbrauchsteuerpflichtigen Waren bewilligt wurde.
Die Bewilligung ist nur Betriebsinhabern zu erteilen, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher füh-
ren, rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Beden-
ken bestehen. Bewilligte Bordverkaufsstellen gelten beim Bezug verbrauchsteuerpflichtiger Waren als
Steuerlager.

§ 8. Die auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften und internationaler Abkommen bestehenden
Befreiungen von den Verbrauchsteuern bleiben unberührt.
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§ 9. Von der Befreiung von den Eingangsabgaben nach § 132 des Zollrechts-Durchführungsgeset-
zes sind die Verbrauchsteuern ausgeschlossen.

§ 10. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit den Verbrauchsteuergesetzen, zu deren Durchfüh-
rung sie erlassen wird, in Kraft.

Lacina

4. Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Begleitdokumente bei der Beförde-
rung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren (Verbrauchsteuerbegleitdokumentverordnung)

Auf Grund
1. der §§ 34 Abs. 2 und 4, 35 und 45 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 630/1994,
2. der §§ 19 Abs. 2 und 20 des Biersteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 701/1994,
3. der §§ 16 Abs. 2 und 17 des Schaumweinsteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 702/1994,
4. der §§ 38 Abs. 5, 42 Abs. 2 und 43 des Alkohol — Steuer und Monopolgesetzes 1995, BGBl.

Nr. 703/1994 und
5. der §§ 20 Abs. 2 und 21 des Tabaksteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 704/1994,

wird verordnet:
§ 1. Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren über das Gebiet von EFTA-Ländern in einen ande-

ren Mitgliedstaat der Europäischen Union verbracht und wird dabei mit dem Einheitspapier gemäß
Artikel 205 ff. der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchfüh-
rungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex
der Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 253 S. l, die Überführung in das interne gemeinschaftliche Ver-
sandverfahren gemäß Artikel 163 ff. der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober
1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 302 S. l, erklärt, gilt das Ein-
heitspapier als begleitendes Verwaltungsdokument, wenn Versender und Empfänger der verbrauch-
steuerpflichtigen Waren jeweils zugleich zugelassener Versender oder zugelassener Empfänger nach
Artikel 398 oder 406 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 sind und in Feld 33 des Einheitspapieres
die zutreffende Position der Kombinierten Nomenklatur sowie in Feld 44 der Vermerk „Unversteu-
erte verbrauchsteuerpflichtige Ware" eingetragen werden.

§ 2. Der Versender hat eine Ablichtung der ersten Ausfertigung des Einheitspapieres zu seinen
Aufzeichnungen zu nehmen.

§ 3. Der Empfänger von unter Steueraussetzung beförderten verbrauchsteuerpflichtigen Waren
hat die zweite Ausfertigung des Begleitdokuments zu seinen Aufzeichnungen zu nehmen und die
dritte und vierte Ausfertigung mit seinem Empfangsvermerk versehen dem für die amtliche Aufsicht
zuständigen Zollamt vorzulegen. Dieses bestätigt die Übereinstimmung der beiden Ausfertigungen
und die Empfangsberechtigung auf der dritten Ausfertigung (Rückschein). Der zollamtlich bestätigte
Rückschein ist vom Empfänger unverzüglich, spätestens binnen zwei Wochen nach Rücklangen an
den Versender zurückzusenden. Die vierte Ausfertigung verbleibt beim Zollamt.

§ 4. (1) Auf Antrag des Versenders von Mineralölen kann das Hauptzollamt mit Bescheid zulas-
sen, daß andere als die im § 3 Abs. l Z l bis 8 des Mineralölsteuergesetzes 1995 angeführten Mineralöle
auch ohne. Ausstellung eines Begleitdokuments in oder durch andere Mitgliedstaaten der Europäischen
Union verbrächt werden, sofern Vorschriften dieser Mitgliedstaaten dem nicht entgegenstehen und
soweit dadurch Steuerbelange nicht beeinträchtigt werden, insbesondere nicht zu befürchten ist, daß
die genannten Mineralöle der Besteuerung entzogen werden. Dies gilt auch in jenen Fällen, in denen
Mineralöle unter Steueraussetzung ausgeführt werden.

(2) Der Antrag ist bei dem Hauptzollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb des Versenders be-
findet, schriftlich einzubringen. Auf Verlangen des Hauptzollamtes hat der Versender nachzuweisen
oder glaubhaft zu machen, daß Vorschriften anderer Mitgliedstaaten dem Verzicht auf das Begleitdo-
kument nicht entgegenstehen.

(3) Der Versender ist verpflichtet, in seinen Aufzeichnungen Mineralöle, bei deren Versand er von
der Ausstellung eines Begleitdokumentes abgesehen hat, besonders kenntlich zu machen. Eine Anzei-
ge nach § 38 Abs. 4 des Mineralölsteuergesetzes 1995 entfällt.

§ 5. (1) Auf Antrag des Empfängers von Mineralölen kann das Hauptzollamt mit Bescheid zulas-
sen, daß andere als die im § 3 Abs. l Z l bis 8 des Mineralölsteuergesetzes 1995 angeführten Mineralöle
unter Verzicht auf ein Begleitdokument in das Steuergebiet verbracht werden, sofern Vorschriften des
Abgangsmitgliedstaates oder anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, über deren Staatsge-
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biete diese Mineralöle befördert werden, dem nicht entgegenstehen und soweit dadurch Steuerbelange
nicht beeinträchtigt werden, insbesondere soweit nicht zu befürchten ist, daß die genannten Mineralöle
der Besteuerung entzogen werden.

(2) Der Antrag ist bei dem Hauptzollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb, der Geschäfts- oder
Wohnsitz des Empfängers befindet, schriftlich einzubringen. Auf Verlangen des Hauptzollamtes hat
der Empfänger nachzuweisen oder glaubhaft zu machen, daß Vorschriften anderer Mitgliedstaaten
dem Verzicht auf das Begleitdokument nicht entgegenstehen.

(3) Der Empfänger ist verpflichtet, in seinen Aufzeichnungen Mineralöle, bei deren Verbringung
auf ein Begleitdokument verzichtet wurde, besonders kenntlich zu machen.

§ 6. Werden Erzeugnisse gemäß § l des Alkohol — Steuer und Monopolgesetzes 1995 unter Steu-
eraussetzung im Steuergebiet befördert, bleiben die Felder 12, 13 und 14 des Begleitdokuments unaus-
gefüllt.

§ 7. Die Angabe des Alkoholgehaltes in Feld 18a des Begleitdokuments oder in Feld 8 des verein-
fachten Begleitdokuments hat entsprechend der Alkoholfeststellung oder der Feststellung des Alko-
holgehaltes durch den Inhaber des Betriebes zu erfolgen.

§ 8. Für die Beförderung von vergälltem Alkohol gemäß § l Abs. 6 in Verbindung mit § 17 des
Alkohol — Steuer und Monopolgesetzes 1995 unter Steueraussetzung im Steuergebiet ist das Begleit-
dokument nicht erforderlich.

§ 9. Diese Verordung tritt gleichzeitig mit den Verbrauchsteuergesetzen, zu deren Durchführung
sie erlassen wird, in Kraft.

Lacina

5. Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend die Kennzeichnung von zum
Verheizen bestimmtem Gasöl

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 1995, BGBl. Nr. 630/1994, wird verordnet:
§ 1. Dem zum Verheizen bestimmten Gasöl, das besonders zu kennzeichnen ist, sind folgende

Kennzeichnungsstoffe, jeweils gleichmäßig verteilt, beizumengen:
1. Ein benzinlöslicher roter Farbstoff in einer solchen Menge, daß ein Gemisch aus einem Teil

gefärbtem und zehn Teilen ungefärbtem Gasöl eine noch mit freiem Auge erkennbare rote
oder rötliche Färbung aufweist.

2. 8,4 Gramm Furfural (2-Furancarbaldehyd) und 4,2 Gramm Chinizarin (1,4-Dihydroxy-anthra-
chinon) auf 1 000 Liter Gasöl bei 15 °C. Abweichungen der angeführten Mengen von nicht mehr
als ±5% sind zulässig. Der Gehalt an Furfural wird nach der ÖNORM EN 214 bestimmt.

§ 2. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Mineralölsteuergesetz 1995 in Kraft.

Lacina

6. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Herabsetzung
der Mindestwerte an Asche und zuckerfreiem Extrakt für Weine des Jahrgangs 1994
Auf Grund des § 30a Abs. 4 des Weingesetzes 1985, BGBl. Nr. 440, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. Nr. 664/1994, wird verordnet:
1. für Weißweine und Roseweine aus den Weinbauregionen Niederösterreich, Burgenland und

Wien des Jahrgangs 1994 wird der Mindestwert für den Aschegehalt
— bei Landwein (§ 28a Abs. l Z 7 des Weingesetzes) mit 1,20 g/l,
— bei Qualitätswein (§ 29 Abs. l Z 7 des Weingesetzes) mit l,30 g/l
festgelegt.

2. für Weißweine und Roseweine aus dem Weinbaugebiet Thermenregion des Jahrgangs 1994
wird der Mindestwert für den Gehalt an zuckerfreiem Extrakt bei Qualitätswein (§ 29 Abs. l
Z 6 des Weingesetzes) mit 17,0 g/l festgelegt.

Molterer



20033. Stück — Ausgegeben am 5. Jänner 1995 — Nr. 7 und 8

7 Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Verordnung
über einen Tarif für die Erteilung der staatlichen Prüfnummer geändert wird

Auf Grund des § 31 Abs. 13 des Weingesetzes 1985, BGBl. Nr. 444, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 664/1994, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über einen Tarif für die Ertei-
lung der staatlichen Prüfnummer, BGBl. Nr. 514/1988, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl.
Nr. 953/1993, wird wie folgt geändert:

1. § l zweiter Satz lautet:
„Ein Punkt der in der Anlage angeführten Untersuchungen entspricht einem Betrag von 13 S."

2. §5 erhält die Absatzbezeichnung „(1)"; § 5 Abs. 2 lautet:
„(2) § l zweiter Satz in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 7/1995 tritt mit 1. Jänner 1995 in

Kraft."

Molterer

8. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über Vermarktungsnor-
men für Fischereierzeugnisse

Auf Grund der §§ 108 und 110 des Marktordnungsgesetzes (MOG) 1985, BGBl. Nr. 210, in der
Fassung der Marktordnungsgesetz-Novelle 1994, BGBl. Nr. 664, wird im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen verordnet:

Anwendungsbereich
§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen der Durchführung der Verordnungen des Rates

und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über Vermarktungsnormen, die im Rahmen
der Gemeinsamen Marktorganisation für Fischereierzeugnisse und Erzeugnisse der Aquakultur erlas-
sen worden sind.

Marktnotierungen
§ 2. öffentliche Märkte und sonstige Stellen, die über das erste Anbieten und den ersten Verkauf

von Fischereierzeugnissen nach dem Eintreffen in den Europäischen Gemeinschaften amtliche oder für
gesetzliche Zwecke bestimmte Preisnotierungen oder Preisfeststellungen vornehmen, haben ihren
Notierungen oder Feststellungen die Frische- und Größenklassen zugrunde zu legen, die in der Verord-
nung (EWG) Nr. 103/76 des Rates vom 19. Jänner 1976 über gemeinsame Vermarktungsnormen für
bestimmte frische oder gekühlte Fische (ABl. EG Nr. L 20 S. 29) in der jeweils geltenden Fassung
und der Verordnung (EWG) Nr. 104/76 des Rates vom 19. Jänner 1976 zur Festlegung gemeinsamer
Vermarktungsnormen für Garnelen der Gattung Crangon (ABl. EG Nr. L 20 S. 35) in der jeweils gel-
tenden Fassung festgelegt sind.

Überwachung und Meldepflicht
§ 3. (1) Die Marktordnungsstelle „Agrarmarkt Austria" (AMA) (§96 MOG 1985 idF der MOG-

Novelle 1994, BGBl. Nr. 664) ist zuständig für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften
1. der Verordnung (EWG) Nr. 103/76 in der jeweils geltenden Fassung,
2. der Verordnung (EWG) Nr. 104/76 in der jeweils geltenden Fassung sowie
3. dieser Verordnung.

Bei der Einfuhr von Fischereierzeugnissen nach Österreich kann die Überwachung bereits während die
Fischereierzeugnisse unter zollamtlicher Überwachung stehen ausgeübt werden.

(2) Der Empfänger im Sinne der zollrechtlichen Vorschriften hat der AMA spätestens 24 Stunden
vor der zollrechtlichen Anmeldung zur Überführung in den freien Verkehr schriftlich oder fernschrift-
lich hievon Mitteilung zu machen.

Strafbestimmungen
§ 4. Eine Verwaltungsübertretung gemäß § 117 Abs. l Z 2 MOG 1985 idF der MOG-Novelle 1994

begeht, wer
1. gegen die Verordnung (EWG) Nr. 103/76 des Rates vom 19. Jänner 1976 über gemeinsame Ver-

marktungsnormen für bestimmte frische oder gekühlte Fische (ABl. EG Nr. L 20 S. 29 zuletzt
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geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 33/89 des Rates vom 5. Jänner 1989 (ABl. EG
Nr. L 5 S. 18), verstößt, indem er
a) Fische entgegen Artikel 2 Abs. l, auch in Verbindung.mit Artikel 10 Abs. 2, vermarktet oder

entgegen Artikel 10 Abs. l lit. a, auch in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 2, in Verkehr
bringt,
aa) deren Los entgegen Artikel 7 Abs. l erster Satz oder Artikel 8 Abs. 3 erster Satz nicht

einheitlich ist oder
bb) bei denen entgegen Artikel 7 Abs. 2 die Frischeklasse oder entgegen Artikel 8 Abs. 4

die Größenklasse oder die Art der Aufmachung nicht oder nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise angebracht ist, oder

b) Fische entgegen Artikel 10 Abs. l Buchstabe b, auch in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 2, in
Verkehr bringt, die nicht in Verpackungen mit den vorgeschriebenen Angaben angeboten
werden,

2. gegen die Verordnung (EWG) Nr. 104/76 des Rates vom 19. Jänner 1976 zur Festlegung
gemeinsamer Vermarktungsnormen für Garnelen der Gattung Crangon (ABl. EG Nr. L 20 S.
35), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr 3162/91 des Rates vom 28. Oktober
1991 (ABl. EG Nr. L 300 S. 1), verstößt, indem er Erzeugnisse
a) entgegen Artikel 3 Abs. l auch in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 2, vermarktet oder entge-

gen Artikel 10 Abs. l Buchstabe a, auch in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 2, in den Verkehr
bringt,
aa) deren Los entgegen Artikel 6 Abs. l erster Satz nicht einheitlich ist,
bb) bei denen entgegen Artikel 7 Abs. 2 erster Satz das Los einer bestimmten Größenklasse

Erzeugnisse enthält, deren Größe unter der Klasse liegt, zu der dieses Los gehört, oder
cc) bei denen entgegen Artikel 6 Abs. 2 die Frischeklasse oder entgegen Artikel 7 Abs. 3

die Größenklasse nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise angebracht ist, oder
b) entgegen Artikel 10 Abs. l Buchstabe b, auch in Verbindung mit Artikel 10 Abs. 2, in den

Verkehr bringt, die nicht in Verpackungen mit den vorgeschriebenen Angaben angeboten
werden,

3. gegen die Verordnung (EWG) Nr. 2136/89 des Rates über gemeinsame Vermarktungsnormen
für Sardinenkonserven vom 21. Juni 1989 (ABl. EG Nr. L212 S. 79) verstößt, indem er Erzeug-
nisse als Sardinenkonserven vermarktet,
a) die eine Anforderung des Artikels 2 über die verwendete Fischart oder des Behältnisses

oder seine Behandlung nicht erfüllen,
b) bei denen entgegen Artikel 3 die dort genannten Teile von Fischen nicht ordnungsgemäß

entfernt sind,
c) deren Aufguß entgegen Artikel 5 zweiter Satz zweiter Halbsatz aus einer Mischung von

Olivenöl und einem anderen Öl besteht,
d) die entgegen Artikel 6 Abs. l Büchstabe d einen Fremdkörper enthalten oder
e) deren Verkehrsbezeichnung nicht den Anforderungen des Artikels 7 Buchstabe a

aa) Satz l über das Verhältnis zwischen dem Sardinengewicht und dem Nettogewicht oder
bb) Satz 2 über die Aufmachungsform entspricht, oder

4. gegen die Verordnung (EWG) Nr. 1536/92 über gemeinsame Vermarktungsnormen für Thun-
fisch- und Bonitokonserven vom 9. Juni 1992 (ABl. EG Nr. L 163 S. l) verstößt, indem er
Erzeugnisse als Thunfisch- oder Bonitokonserven vermarktet,
a) die eine Anforderung des Artikels 2 Abs. l über die verwendete Fischart nicht erfüllen,
b) die entgegen Artikel 2 Abs. 2 erster Satz eine Mischung verschiedener Fischarten enthalten,
c) deren Verkehrsbezeichnung entgegen Artikel 5 Abs. l nicht die erforderlichen Angaben

enthält,
d) in deren Verkehrsbezeichnung entgegen Artikel 5 Abs. 2 die Worte „Thunfisch" und

„Bonito" zusammen erscheinen,
e) in entgegen Artikel 5 Abs. 4 die Bezeichnung „im eigenen Saft" tragen oder
f) bei denen das Verhältnis zwischen dem Fischgewicht und dem Nettogewicht nicht Artikel 6

entspricht,
5. gegen § 3 Abs. 2 dieser Verordnung verstößt.

§ 5. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Vertrag über den Beitritt Österreichs zur Europäi-
schen Union *) in Kraft.

Molterer

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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9. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Akkredi-
tierung des Technischen Überwachungs-Vereines Österreich und zur Änderung der Verord-
nung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Akkreditierung der

Österreichischen Vereinigung zur Zertifizierung von Qualitätssicherungssystemen
Auf Grund des § 17 Abs. l des Akkreditierungsgesetzes, BGBl. Nr. 468/1992, wird verord-

net:
Artikel I

Akkreditierung des Technischen Überwachungsvereines Österreich
§ 1. Der Technische Überwachungs-Verein Österreich mit Sitz in 1015 Wien, Krugerstraße 16,

wird als Stelle, die Qualitätssicherungssysteme (Qualitätsmanagementsysteme) zertifiziert, akkredi-
tiert.

§2. Die Zertifizierungsbefugnis umfaßt die Zertifizierung von Qualitätssicherungssystemen
(Qualitätsmanagementsystemen), die im. Verfahren zur Herstellung von Produkten oder bei der
Erbringung von Leistungen angewendet werden.

§ 3. (1) Die Zertifizierungsbefugnis gilt für jene Bereiche, in denen der Bund für die Gesetzgebung
und Vollziehung zuständig ist, sofern die diese Bereiche regelnden Bundesgesetze keine den Bestim-
mungen des Akkreditierungsgesetzes entsprechenden Regelungen über die Akkreditierung solcher
Stellen enthalten.

(2) Die Zertifizierungsbefugnis umfaßt nicht die Zertifizierung von Qualitätssicherungssystemen
(Qualitätsmanagementsystemen) für Produkte, die ausschließlich einer landesrechtlichen Regelung
unterliegen.

Artikeln
Änderung der Verordnung über die Akkreditierung der österreichischen Vereinigung zur Zertifizie-

rung von Qualitätssicherungssystemen
Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Akkreditie-

rung der Österreichischen Vereinigung zur Zertifizierung von Qualitätssicherungssystemen, BGBl.
Nr. 488/1993, wird wie folgt geändert:

1. In §1 wird nach dem Wort „Qualitätssicherungssysteme" der Klammerausdruck „(Qualtitäts-
managementsysteme)" eingefügt.

2. In §2 wird nach dem Wort „Qualitätssicherungssystemen" der Klammerausdruck „(Qualitäts-
managemenisystemen)" eingefügt.

3. § 3 Abs. 2 lautet:
„(2) Die Zertifizierungsbefugnis umfaßt nicht die Zertifizierung von Qualitätssicherungssystemen

(Qualitätsmanagementsystemen) für Produkte, die ausschließlich einer landesrechtlichen Regelung
unterliegen."

Schüssel

10. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über den Befähi-
gungsnachweis für das Gewerbe der Berufsdetektive (Berufsdetektive-Befähigungsnach-

weisverordnung)
Auf Grund des § 22 Abs. 3 und 8, des § 23 Abs. l und des § 351 Abs. 5 der Gewerbeordnung 1994,

BGBl. Nr. 194, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 wird verordnet:

Art des Nachweises der Befähigung
§ 1. Die Befähigung für die Ausübung des Gewerbes der Berufsdetektive gemäß § 249 Abs. l der

Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) ist durch das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte Prüfung
gemäß § 2 nachzuweisen.

Befähigungsprüfung
§ 2. (1) Die Prüfung besteht aus
1. der schriftlichen Prüfung gemäß § 3,
2. der mündlichen Prüfung gemäß § 4 und
3. der Unternehmerprüfung gemäß § 5.
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(2) Der Zeitraum zwischen dem Ende der schriftlichen Prüfung und dem Beginn der mündlichen
Prüfung darf zwei Stunden nicht unterschreiten und eine Woche nicht überschreiten.

Schriftliche Prüfung
§ 3. (1) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die Ausarbeitung von Berichten über die Ausführung

von zwei der folgenden Aufgaben zu erstrecken:
1. Erteilung von Auskünften über Privatverhältnisse,
2. Vornahme von Erhebungen über strafbare Handlungen,
3. Beschaffung von Beweismitteln für Zwecke eines gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen

Verfahrens,
4. Ausforschung von verschollenen oder sich verborgen haltenden Personen, von Verfassern,

Schreibern oder Absendern anonymer Briefe und von Urhebern oder Verbreitern von Ver-
leumdungen, Verdächtigungen oder Beleidigungen,

5. Beobachtung und Kontrolle der Treue von Arbeitnehmern,
6. Beobachtung von Kunden in Geschäftslokalen und
7 Schutz von Personen.
(2) Bei der schriftlichen Prüfung dürfen Unterlagen, die die einschlägigen Rechtsvorschriften ent-

halten, verwendet werden.
(3) Die Erledigung der schriftlichen Prüfungsaufgaben muß vom Prüfling in zwei Stunden erwartet

werden können. Die schriftliche Prüfung ist nach drei Stunden zu beenden.

Mündliche Prüfung
§ 4. (1) Die mündliche Prüfung hat sich auf die für die Ausübung des Gewerbes der Berufsdetek-

tive erforderlichen Kenntnisse auf folgenden Gebieten zu erstrecken:
1. Bürgerliches Recht,
2. Arbeitsrecht,
3. Strafrecht und Kriminalistik,
4. Waffenrecht und Waffengebrauchsrecht,
5. Zivilgerichtliches und strafgerichtliches Verfahrensrecht und
6. Verfassungs- und Verwaltungsrecht einschließlich Behördenorganisation.
(2) Die mündliche Prüfung darf außer in begründeten Ausnahmefällen nicht kürzer als 25 Minuten

und nicht länger als 50 Minuten dauern.

Unternehmerprüfung
§ 5. Auf die Unternehmerprüfung ist § 3 der Unternehmerprüfungsordnung, BGBl. Nr. 453/1993,

in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Entfall der Ausbilderprüfung
§ 6. Die Ausbilderprüfung gemäß § 29 a des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr 142/1969, in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993, die gemäß § 23 a Abs. l GewO 1973 bei Meisterprü-
fungen und bei Prüfungen nach § 22 Abs. l Z 3 GewO 1994 als eigener Prüfungsteil durchzuführen ist,
kann gemäß § 23 a Abs. 3 GewO 1994 entfallen.

Prüfungskommission
§ 7. (1) Die Prüfungskommission hat zu bestehen aus:
1. zwei Personen gemäß § 351 Abs. 2 erster Satz GewO 1994, die das Gewerbe der Berufsdetektive

als Gewerbeinhaber oder als Pächter ausüben oder in diesem Gewerbe als Geschäftsführer
oder Filialgeschäftsführer tätig sind und

2. drei weiteren Fachleuten.
(2) Eines der Kommissionsmitglieder gemäß Abs. l Z 2 muß in einem Beruf tätig sein, für dessen

Ausübung einschlägige Kenntnisse auf dem Gebiet der Rechtskunde erforderlich sind und eines muß in
einem Beruf tätig sein, für dessen Ausübung einschlägige Kenntnisse auf dem Gebiet der Kriminalistik
erforderlich sind.

(3) Das dritte Kommissionsmitglied gemäß Abs. l Z 2 muß gemäß § 351 Abs. 2 zweiter Satz
GewO 1994 Beamter des höheren Verwaltungsdienstes sein. Dieses Kommissionsmitglied ist zum Vor-
sitzenden der Prüfungskommission zu bestellen.
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Prüfungstermin
§ 8. (1) Der Landeshauptmann hat, wenn in dem betreffenden Land eine hinreichende Zahl von

Prüfungswerbern zu erwarten ist und eine hinreichende Zahl von Prüfern zur Verfügung steht, in
jedem Jahr mindestens einen Termin für die Abhaltung der Prüfung gemäß § 2 festzusetzen.

(2) Der Landeshauptmann hat zu veranlassen, daß der Prüfungstermin spätestens drei Monate vor
Beginn der Prüfung im Amtsblatt des jeweiligen Landes und im Mitteilungsblatt der für seinen Bereich
zuständigen Wirtschaftskammer verlautbart wird.

Zulassungsvoraussetzungen
§ 9. Zur Prüfung gemäß § 2 ist zuzulassen, wer durch Zeugnisse nachweist:
1. a) den erfolgreichen Abschluß einer Studienrichtung oder eines Studienganges an einer inlän-

dischen Universität oder Fachhochschule und
b) eine mindestens einjährige fachliche Verwendung als Arbeitnehmer bei der Ausübung der

im § 249 Abs. l GewO 1994 genannten Tätigkeiten oder eine mindestens einjährige Verwen-
dung als rechtskundiger Bediensteter im höheren Dienst einer Sicherheitsdirektion oder
einer Bundespolizeidirektion oder

2. a) den erfolgreichen Abschluß einer allgemeinbildenden höheren Schule oder einer berufsbil-
denden höheren Schule und

b) eine mindestens zweijährige fachliche Verwendung als Arbeitnehmer bei der Ausübung der
im § 249 Abs. l GewO 1994 genannten Tätigkeiten oder eine mindestens zweijährige Ver-
wendung als Wachebeamter der Bundesgendarmerie, der Bundessicherheitswachen oder
der Kriminalbeamtenkorps oder

3. a) den erfolgreichen Abschluß einer berufsbildenden mittleren Schule oder die erfolgreiche
Ablegung einer Lehrabschlußprüfung und

b) eine mindestens dreijährige fachliche Verwendung als Arbeitnehmer bei der Ausübung der
im §249 Abs. l GewO 1994 genannten Tätigkeiten oder eine mindestens dreijährige Ver-
wendung als Wachebeamter der Bundesgendarmerie, der Bundessicherheitswachen oder
der Kriminalbeamtenkorps oder

4. eine mindestens fünfjährige fachliche Verwendung als Arbeitnehmer bei der Ausübung der im
§ 249 Abs. l GewO 1994 genannten Tätigkeiten oder eine mindestens fünfjährige Verwendung
als Wachebeamter der Bundesgendarmerie, der Bundessicherheitswachen oder der Kriminal-
beamtenkorps.

Ansuchen um Zulassung zur Prüfung
§ 10. (1) Das Ansuchen um Zulassung zur Prüfung ist spätestens sechs Wochen vor dem festgesetz-

ten Prüfungstermin gemäß § 8 beim Landeshauptmann einzubringen.
(2) Dem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung sind anzuschließen:
1. Urkunden zum Nachweis des Vor- und Familiennamens,
2. die erforderlichen Zeugnisse gemäß § 9 zum Nachweis der Erfüllung der Voraussetzungen für

die Zulassung zur Prüfung,
3. der Nachweis über die Entrichtung der Prüfungsgebühr,
4. gegebenenfalls die erforderlichen Belege zum Nachweis der Voraussetzungen für das Entfallen

von bestimmten Teilen der Prüfung und
5. im Falle der Nichterfüllung der Voraussetzungen für den Entfall des Prüfungsteils Unterneh-

merprüfung eine Erklärung des Prüfungswerbers, ob er zum Prüfungsteil Unternehmerprü-
fung antritt.

Einladung zur Prüfung
§ 11. (1) Wenn der Prüfungswerber zur Prüfung zugelassen worden ist, ist er rechtzeitig zur Prü-

fung einzuladen.
(2) In der Einladung sind dem Prüfungswerber bekanntzugeben:
1. Zeit und Ort der Prüfung,
2. die Gegenstände der Prüfung und
3. gegebenenfalls jene Unterlagen und Hilfsmittel, die er zur Prüfung mitzubringen hat.

Prüfungsgebühr
§ 12. (1) Der Prüfungswerber hat als Kostenbeitrag zur Durchführung der Prüfung gemäß § 2 eine

Prüfungsgebühr zu bezahlen.
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(2) Die Höhe der Prüfungsgebühr beträgt 20 Prozent des Gehaltes eines Beamten der Dienstklasse
V, Gehaltsstufe 2 gemäß § 28 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der geltenden Fassung
einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage gemäß § 88 des Gehaltsgesetzes 1956. Die Prüfungsge-
bühr ist auf einen durch 50 teilbaren Schillingbetrag aufzurunden.

(3) Die Höhe der Prüfungsgebühr beträgt 14 Prozent der im Abs. 2 angeführten Bemessungs-
grundlage, wenn der Prüfungsteil Unternehmerprüfung entfällt. Die Prüfungsgebühr ist auf einen
durch 50 teilbaren Schillingbetrag aufzurunden.

(4) Wenn der Prüfungswerber die Prüfungsgebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß die Ent-
richtung der Prüfungsgebühr in der sich aus den Abs. 2 und 3 ergebenden Höhe für ihn auf Grund sei-
ner Einkommensverhältnisse oder Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche Härte darstellt, ist die
Prüfungsgebühr entsprechend den Einkommensverhältnissen und Sorgepflichten des Prüfungswerbers
angemessen zu ermäßigen.

Entschädigung und Verwaltungsaufwand
§ 13. Der Landeshauptmann hat 90 Prozent der Prüfungsgebühren an die Mitglieder der Prüfungs-

kommission entsprechend ihrer Prüfungstätigkeit als angemessene Entschädigung zu entrichten. Die
verbleibenden zehn Prozent der Prüfungsgebühren sind zur Abdeckung des durch die Abhaltung
der Prüfung entstandenen sonstigen besonderen Verwaltungsaufwandes zu verwenden.

Rückerstattung der Prüfungsgebühr
§ 14. Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswerber vom Landeshauptmann zur Gänze zurückzuer-

statten, wenn der Prüfungswerber
1. zur Prüfung nicht zugelassen wird oder
2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungstermin gemäß § 8 die Bekanntgabe, vom Prüfungster-

min zurückzutreten, zur Post gegeben hat oder
3. an der termingemäßen Ablegung der Prüfung ohne sein Verschulden nachweislich verhindert

war.
Prüfungszeugnis

§ 15. Der Landeshauptmann hat dem Geprüften auf Grund des Beschlusses der Prüfungskommis-
sion ein Zeugnis über die erfolgreich abgelegte Prüfung entsprechend der Anlage zu dieser Verord-
nung auszustellen.

Übergangs- und Schlußbestimmungen
§ 16. (1) Zeugnisse über die erfolgreich abgelegte Konzessionsprüfung für das Gewerbe der

Berufsdetektive, die gemäß den bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Vorschriften
erworben worden sind, gelten als Zeugnisse über die erfolgreich abgelegte Prüfung gemäß § 2 dieser
Verordnung.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 21. April 1981, BGBl. Nr. 222, über den Befähigungsnachweis für das
konzessionierte Gewerbe der Berufsdetektive in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 353/1989
außer Kraft.

Schüssel
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Amt der .................................................................................................................................. Landesregierung

Geschäftszahl:

Prüflingszeugnis

(Vor- und Familienname)

geboren am ........................................................................ in ........................................................................

hat sich am ....................................................................... der

PRÜFUNG
zum Nachweis der Befähigung für das Gewerbe der Berufsdetektive gemäß § 249 Abs. 1 der Gewerbe-
ordnung 1994 entsprechend der Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten
über den Befähigungsnachweis für das Gewerbe der Berufsdetektive, BGBl. Nr. 10/1995, unterzogen
und diese Prüfung laut Beschluß der Prüfungskommission

einstimmig/mehrstimmig *) mit Auszeichnung *) bestanden
Prüfungsteil Unternehmerprüfung einstimmig/mehrstimmig *)
mit Auszeichnung *) bestanden
nicht bestanden *)
entfallen gemäß § 23 Abs. 2 GewO 1973 *)
nicht angetreten *)

Prüfungsteil Ausbilderprüfung bestanden *) nicht bestanden *) entfallen gemäß § 23a Abs. 3 GewO
1973 *)

................................................................................... am ...............................................................................
Amissiegel Für den Landeshauptmann:

*) Nichtzutreffendes streichen

Anlage
(§15)


